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Zertifikate sind besser als ihr Ruf,
behauptet die Börse Stuttgart und
hofft auf die Rückkehr der Privatan-
leger. Die junge Anlageklasse habe
ihnen die weite Welt des Kapital-
markts geöffnet. Interview. Seite 22

David Haye, der sich
einen zweifelhaften
Ruf als provokantes
Großmaul erworben

hat, wagt sich in die Königsklasse
und fordert Schwergewichtler Witali
Klitschko heraus. Seite 30

Es gibt Inseln des Profits im Meer
der Finanzkrise: Eine kleine Grup-
pe von Aktien im S&P-500 hat kräf-
tig an Wert gewonnen. Der gesamte
Index hat dagegen seit Jahresbeginn
knapp 40 Prozent verloren. Seite 22

Er ist ein Teilzeit-Bundestrainer –
aber der Argentinier Raul Lozano
hebt die Messlatte im deutschen
Männer-Volleyball höher. Er hat die
Bundesliga in einem Crashkurs
kennengelernt. Seite 32

Der „Henker“
im Boxring

R und sechs Wochen lang hatte sich
der Euro in einem Band zwischen

1,25 und 1,30 Dollar bewegt. Seit vergan-
genem Freitag ist er nach oben ausgebro-
chen. Am Dienstag wurde er in der Spit-
ze mit 1,3776 Dollar gehandelt, dem
höchsten Stand seit Mitte Oktober. Auch
zu vielen anderen Währungen hat der
Euro zuletzt wieder an Wert gewonnen,
wie der kräftige Anstieg des handelsge-
wichteten Euro-Index zeigt (siehe Gra-
fik). Zum britischen Pfund klettert der
Euro schon seit Tagen von Rekordhoch
zu Rekordhoch.

Devisenhändler sind sich uneins, ob
der jüngste Kurssprung des Euro eine
Trendwende markiert. Antje Praefcke,
eine Devisenanalystin der Commerz-
bank, glaubt dies nicht: „Es handelt sich
um eine Korrektur im langfristigen
Abwärtstrend des Euro“, meint sie. Be-
lastet habe den Dollar in den vergange-
nen Tagen, dass der Markt von der ameri-
kanischen Notenbank Fed für Dienstag-
abend eine Senkung des Leitzinses von
1,0 auf nur noch 0,25 Prozent erwartet
habe. Doch könnte die Fed im Zuge ihrer
expansiven Geldpolitik („quantitative
easing“) gleichzeitig weitere Ankäufe
von Anleihen bekanntgeben, spekuliert
Praefcke. Dies würde dann die Aussicht
auf steigende Anleihekurse begründen,
was ausländisches Kapital in die Verei-
nigten Staaten locken und den Dollar in
der Tendenz aufwerten lassen würde.
Ganz allgemein, meint Praefcke, dürfte
die Risikoscheu der Anleger groß blei-
ben; wie in den vergangenen Monaten
dürfte der Dollar als „sicherer Hafen“ da-
von auch in Zukunft profitieren. In ei-
nem Jahr werde der Euro deshalb nur
noch etwa 1,12 Dollar wert sein.

Thomas Stolper, Währungsfachmann
bei Goldman Sachs in London, sieht das
anders. Nach seiner Analyse hat der Dol-
lar seit dem Sommer aufgewertet, weil
amerikanische Anleger Kapital aus dem
Ausland nach Amerika zurückholten.
Diese „Repatriierungen“ seien nun aber
weitgehend abgeschlossen. Deshalb wer-
de das Geschehen nun wieder stärker da-
von geprägt, dass das amerikanische
Handelsbilanzdefizit wieder zunehme –
was den Dollar in der Tendenz belaste.
Zudem hegten immer mehr Investoren
Besorgnisse, dass die äußerst expansive
Fiskal- und Geldpolitik der amerikani-
schen Regierung mittelfristig zu einem
Wiederaufleben der Inflation und zu ei-
ner Abwertung des Dollar führen könne.
Diese Investoren hielten sich mit Dollar-
Engagements zurück, was den Dollar

schwäche. In einem Jahr werde der Euro
deshalb 1,45 Dollar wert sein.

Zu den vielen Unwägbarkeiten, wie
sich die globalen Waren- und Kapitalströ-
me sowie die Wechselkurse entwickeln
werden, zählt die Politik der chinesi-
schen Regierung. Auf Drängen Washing-
tons hatte sie den Yuan seit dem Som-
mer 2005 zum Dollar in kleinen Schrit-
ten, aber ziemlich stetig aufwerten las-
sen. Offenbar wegen des krisenbedingt
schwächeren Wirtschaftswachstums hat
Peking im Sommer umgeschaltet: Um
den Export nicht zu beeinträchtigen,

wurde der Dollar-Kurs praktisch bei 6,82
Yuan „eingefroren“, Anfang Dezember
ließ Peking den Yuan sogar leicht abwer-
ten, um den Export zu stimulieren.

Die chinesische Regierung ist damit
nach Einschätzung vieler Fachleute auf
Konfrontationskurs zu Washington ge-
gangen – auch wenn chinesische Politi-
ker dem widersprechen. Laut Stolper hat-
te China – nicht zuletzt dank des durch
Staatseingriffe künstlich billig gehalte-
nen Yuan – im November einen Handels-
überschuss von 40 Milliarden Dollar, ein
Rekord. In den ersten elf Monaten sum-
mierte sich der Überschuss auf 256 Milli-
arden Dollar, gegenüber 240 Milliarden
Dollar im gleichen Zeitraum 2007. Trotz
des rückläufigen Wachstums der Welt-
wirtschaft hat China damit seinen Ex-
portüberschuss noch gesteigert. Ange-
sichts der steigenden Arbeitslosigkeit ist
die Flut chinesischer Importe in der ame-
rikanischen Bevölkerung – und anders-
wo – alles andere als populär. Mit ihrer
Politik beschwört die chinesische Regie-
rung das Risiko protektionistischer Ge-
genmaßnahmen herauf, wie sie amerika-
nische Politiker schon mehrfach ange-
droht haben. Käme es zu solch einem
Schlagabtausch, würde dies die konjunk-
turelle Talfahrt der Weltwirtschaft zu-
sätzlich verschärfen.  BENEDIKT FEHR

D ie Marktteilnehmer werden heute
erst einmal die Zinsentscheidung

der amerikanischen Notenbank vom Vor-
abend zu verarbeiten haben. In den Verei-
nigten Staaten legt der Sportartikelher-
steller Nike seine Zahlen zum zweiten
Quartal vor. Hierzulande präsentiert der
Kupferproduzent Norddeutsche Affine-

rie das Jahresergebnis. Im Fokus der Fi-
nanzauguren dürfte auch der Ölpreis ste-
hen. Die Mitglieder der Organisation
Erdöl exportierender Länder (Opec) tref-
fen sich außerplanmäßig und beratschla-
gen über eine Senkung der Ölfördermen-
ge. Für den Euro-Raum werden Verbrau-
cherpreisdaten erwartet.  kpa.

Ausnahmen in der Tristesse

Hoffen auf die Privatanleger

Netzattacke

Die Börse heute

HEUTE

sfu. FRANKFURT, 16. Dezember. Die
Bausparkassen verzeichnen derzeit einen
Zulauf, wie sie ihn seit fünf Jahren nicht
mehr erlebt haben. „Das Bausparen er-
lebt derzeit eine Renaissance“, sagt Mat-
thias Lechner, Vorstandvorsitzender der
Wüstenrot Bausparkasse. Der Marktfüh-
rer Schwäbisch Hall verzeichnete unmit-
telbar nach dem Zusammenbruch der
amerikanischen Investmentbank Lehman
Brothers Mitte September ein spürbar an-
ziehendes Neugeschäft. „Das Konservati-
ve, vermeintlich Langweilige ist wieder
gefragt“, sagt deren Vorstandsvorsitzen-
der Matthias Metz.

Genaue Zahlen über den Geschäftsver-
lauf in diesem Jahr liegen branchenweit
zwar noch nicht vor. Vieles deutet aber
darauf hin, dass die Bausparkassen im
Neugeschäft auf das zweitbeste Jahr ihrer
Geschichte zusteuern. Lediglich das Re-
kordgeschäft im Jahr 2003 dürfte sich als
unüberwindliche Hürde erweisen. Da-
mals wurden kurz vor dem Wegfall der Ei-
genheimzulage in einer Art Schlussver-
kauf viele Abschlüsse vorgezogen. Die
neu abgeschlossene Bausparsumme – sie
setzt sich aus der vereinbarten Höhe von
Bausparguthaben und Bauspardarlehen
zusammen – stieg damals auf 106,5 Milli-
arden Euro und zum ersten und bislang
einzigen Mal über 100 Milliarden Euro.

In diesem Jahr ist ein ähnlicher Schluss-
verkaufseffekt zu beobachten. Vom Jahr
2009 an werden die Auszahlungsbedin-
gungen für die staatliche Wohnungsbau-
prämie spürbar eingeschränkt. Bislang
kann der schon seit 1952 bestehende
staatliche Zuschuss nach einer Sparzeit
von mindestens sieben Jahren auch für an-
dere Dinge jenseits des Wohnungsbaus
verwendet werden. Künftig ist dies nur
noch für junge Sparer möglich, die beim
Abschluss ihres Bausparvertrags das 25.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben.
Für alle anderen wird der Zuschlag nur

noch gewährt, wenn die Auszahlung aus
dem Bausparvertrag für den Bau, den
Kauf oder die Modernisierung von Wohn-
raum verwendet wird.

Derzeit liegt der Fördersatz bei jährlich
45,06 Euro für Alleinstehende und 90,11
Euro für Verheiratete, wenn das zu ver-
steuernde Jahreseinkommen bei Allein-
stehenden 25 600 Euro und bei Verheira-
teten 51 200 Euro nicht überschreitet.
Nach einer Studie des Mannheimer Zen-
trums für Europäische Wirtschaftsfor-
schung (ZEW) ist die staatliche Prämie
für drei von vier Bausparern einer der
wichtigsten Gründe für den Vertragsab-
schluss. Deshalb rühren beispielsweise
die Landesbausparkassen (LBS) im Jah-
resendgeschäft noch einmal kräftig die
Werbetrommel: „Wer bis zum 31. Dezem-
ber 2008 einen Vertrag abschließt und
mindestens eine Regelsparrate einzahlt,
kann nach Ablauf von sieben Jahren frei
über Guthaben und Prämie verfügen.“

Zusätzlich hat sich in den vergangenen
Monaten die klare Abgrenzung des Bau-
sparsystems von den Kapitalmärkten als
zugkräftiges Verkaufsargument erwiesen
– trotz der im Vergleich zu Tagesgeldkon-
ten oder Bankeinlagen deutlich niedrige-
ren Verzinsung. „Die Unabhängigkeit
vom Kapitalmarkt stellt einen systembe-
dingten Pluspunkt gerade in bewegten
Börsenzeiten dar, der Bausparer ruhig
schlafen lässt“, begründet Wüstenrot-
Chef Lechner diese Entwicklung. Auch
die hartnäckig erstrittene Einbindung des
Bausparens in die staatlich geförderte pri-
vate Altersvorsorge (Wohn-Riester), die
zum 1. November wirksam wurde, belebt
das Neugeschäft in diesen Tagen.

Das Bausparsystem ist ein weitgehend
geschlossener Kreislauf, in dem aus nied-
rig verzinsten Einzahlungen Darlehen in-
nerhalb des „Bausparkollektivs“ gewährt
werden. Viele Bausparer schätzen an die-
ser Form der Geldanlage beziehungswei-
se Baufinanzierung, dass die Zinskondi-
tionen schon bei Vertragsabschluss fest-
stehen – was Überraschungen vorbeugt.
Immer wieder für Ärger sorgt im Alltag je-
doch der Interessenkonflikt zwischen
dem Verkäufer eines Bausparvertrages
und seinem Kunden. Die Provision des
Verkäufers bemisst sich an der Höhe der
vereinbarten Bausparsumme. Während
der Vertrieb also danach strebt, die Bau-
sparsumme möglichst hoch anzusetzen,
um mehr Provision mit weniger Aufwand
einzustreichen, sind für Bausparer mehre-
re Verträge über kleinere Summen im Nor-
malfall sinnvoller.
Kommentar, Seite 20

Der Devisenmarktbericht

SPORT
FRANKFURT, 16. Dezember (Bloom-
berg). Die Kosten für die Kreditkrise
dürften in der Bankenbranche bis Jah-
resende die Marke von einer Billion Dol-
lar überschreiten. Weitere Abschreibun-
gen auf Hypotheken, Kredite und struk-
turierte Anleihen werden wohl bei
Goldman Sachs Group, Morgan Stanley
und anderen Banken anfallen. Die Bran-
che hat nach Angaben des Informations-
dienstleisters Bloomberg seit Juni ver-
gangenen Jahres Abschreibungen über
992,7 Milliarden Dollar vorgenommen.
Das sind im Durchschnitt fast 2 Milliar-
den Dollar je Tag.

Die Misere der Banken hat begon-
nen, als Hedge-Fonds von Bear Stearns
nach Verlusten mit amerikanischen Sub-
prime-Hypothekenanleihen zusammen-
brachen. Darauf folgte die schlimmste
Finanzkrise seit der Weltwirtschaftskri-
se. Weltweit waren Regierungen ge-
zwungen, den heimischen Banken un-
ter die Arme zu greifen und Konjunktur-
programme im Wert von vielen Milliar-
den Dollar aufzulegen, um das Wirt-
schaftswachstum wieder zu beleben.

„Es ist unmöglich zu sagen, wie viel
schlimmer es noch werden wird“, sagte
William White, der bis Juni die geld-
und konjunkturpolitische Abteilung der
Bank für Internationalen Zahlungsaus-
gleich in Basel geleitet hat und heute im
Ruhestand ist. So wies Goldman Sachs
am Dienstag im Rahmen der Quartals-
berichterstattung Abschreibungen von
1,3 Milliarden Dollar auf Kredite aus,
mit denen Übernahmen finanziert wor-
den sind. Hinzu kommen Wertberichti-
gungen von 700 Millionen auf Kredite
für Gewerbeimmobilien und Wertpapie-
re. Morgan Stanley dürfte Wertberichti-
gungen auf Kredite von 2,8 Milliarden
Dollar vermelden, wenn die Bank am
Mittwoch ihr Quartalsergebnis vor-
stellt, erwartet David Trone, Analyst
bei Fox-Pitt Kelton Cochran Caronia
Waller LLC. Bei der Deutschen Bank,
dem französischen Kreditinstitut Crédit
Agricole und anderen Banken rechnen
Analysten von JP Morgan Chase mit zu-
sätzlichen Abschreibungen über 14 Mil-
liarden Euro im vierten Quartal.

Während die Banken unter
der Finanzkrise leiden, zeichnet
sich für die Bausparkassen
eines der besten Geschäftsjahre
ab. Der Ruf als solide
Geldanlage zieht Neukunden
an. Einschränkungen bei
der Wohnungsbauprämie von
2009 an beflügeln das
Jahresendgeschäft zusätzlich.

Euro-Index

Quelle: Bloomberg F.A.Z.-Grafik Fleischmann
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ruh. FRANKFURT, 16. Dezember. Lang-
fristig orientierte Anleger haben aus steu-
erlicher Sicht gute Gründe, sich noch vor
dem Jahreswechsel mit Aktien einzude-
cken. Der Vorteil ist bei einem langen An-
lagezeitraum so groß, dass der Last-Minu-
te-Erwerb selbst für Pessimisten, die mit
einem weiteren Kursverfall im kommen-
den Jahr rechnen, sinnvoll erscheinen
kann.

Die rechtzeitig vor der Einführung der
pauschalen Abgeltungsteuer im kommen-
den Jahr gekauften Titel genießen Be-

standsschutz. Kursgewinne können also
wie bisher steuerfrei vereinnahmt wer-
den, sofern die Aktien länger als ein Jahr
gehalten werden. Nur die Dividenden
werden für die rechtzeitig gekauften
Aktien künftig pauschal mit 25 Prozent
besteuert, zuzüglich des Solidaritätszu-
schlags und eventuell der Kirchensteuer.
Wahlweise kann für die Dividenden statt
der pauschalen Steuer auch die Besteue-
rung nach dem individuellen Einkom-
mensteuersatz gewählt werden. Für Ak-
tien, die erst im neuen Jahr gekauft wer-
den, müssen die Anleger dagegen zusätz-
lich zu den Dividenden auch die Kurs-
gewinne versteuern, unabhängig davon,
wie lange die Papiere im Depot verblei-
ben.

Aus steuerlicher Sicht ist der Aktien-
kauf vor dem Jahresende also attraktiv.
Doch angesichts der Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise und Kursverlusten, die sich in
diesem Jahr für den Aktienindex Dax auf
gut 40 Prozent summieren, schrecken vie-
le Anleger aus guten Gründen vor einem
Engagement zurück.

Doch selbst eingefleischte Pessimisten,
die einen weiteren Verfall der Kurse mit

Sicherheit erwarten, sollten den Aktien-
kauf vor dem Jahresende zumindest prü-
fen. Bei langfristiger Anlage kann der
Steuervorteil so groß sein, dass der Kauf
vor Jahresende selbst dann eine vernünfti-
ge Entscheidung wäre, wenn man sicher
wüsste, dass Aktien in einem Jahr zu güns-
tigeren Kursen gehandelt werden als heu-
te. Das zeigt eine Berechnung des Finanz-
beraters Yan Steinschen, Vorstand im Ver-
ein „Finanzplaner Deutschland Bundes-
verband“. Steinschen hat auf Anregung
dieser Zeitung unter der Annahme eines
Anlagezeitraums von 30 Jahren gerech-
net. Außerdem lässt er seine Beispielrech-
nung mit einem Kurseinbruch im Jahr
2009 beginnen und setzt sie für die folgen-
den 29 Jahre mit einer Aktienrendite von
durchschnittlich 6 Prozent im Jahr fort,
die je zur Hälfte aus Dividende und Kurs-
gewinnen resultiert.

Ob sich auch unter diesen Umständen
die steuerlich motivierte Geldanlage auf
den letzten Drücker lohnt, hängt selbst-
verständlich vom Ausmaß des befürchte-
ten Kursverfalls ab. Bei einem angenom-
menen Kurseinbruch um etwa 18 Prozent
im Jahr 2009 ist es egal, ob der Langfrist-

anleger noch in diesem Jahr Aktien kauft
und sich so die steuerlichen Vorteile für
die Zukunft sichert oder ob er den – in
der Beispielrechnung vorausgesetzten –
Kursverfall zunächst abwartet und dann
zu günstigeren Kursen und höheren Steu-
ern ein Jahr später investiert. In beiden
Fällen ist nach Ablauf von 30 Jahren eine
jährliche Rendite von knapp 4,4 Prozent
nach Steuern zu erwarten.

Mit anderen Worten: Wer glaubt, dass
die Aktienmärkte das Schlimmste hinter
sich haben, kann jetzt zugreifen, um sich
auf die Abgeltungsteuer vorzubereiten.
Wer dagegen einen Fortgang der Baisse
für wahrscheinlicher hält, sollte sich von
steuerlichen Überlegungen nicht zu sehr
ins Risiko locken lassen, zumal die ge-
schilderte Rechnung nur aufgeht, wenn
die Aktien in den kommenden drei Jahr-
zehnten nicht mehr angefasst werden. Fi-
nanzberater Steinschen, der die Beispiel-
rechnung durchgeführt hat, zählt sich
selbst übrigens zu den Pessimisten. Er er-
wartet, dass Aktien in fünf bis zehn Jah-
ren zu deutlich geringeren Kursen als heu-
te gehandelt werden.

ruh. FRANKFURT, 16. Dezember. Der
Koblenzer Debeka-Lebensversicherungs-
verein senkt seine laufende Verzinsung
von 5,1 auf 4,8 Prozent. Zugleich wird
allerdings die Schlussüberschussbeteili-
gung angehoben. Dadurch bleibe die Ge-
samtverzinsung mit 5,6 Prozent unverän-
dert, heißt es in einer Mitteilung der Ge-
sellschaft. Die Gesamtverzinsung der Le-
bensversicherer ist die Summe aus Garan-
tiezins, Überschussbeteiligung, Schluss-
überschussbeteiligung und Beteiligung
an Bewertungsreserven. Die ersten bei-
den Zinsanteile haben für Sparer eine be-
sondere Bedeutung, weil sie ihnen nicht
mehr genommen werden können und die
daraus resultierenden Guthaben mindes-
tens mit dem garantierten Satz weiter
verzinst werden. Der nun angehobene
Schlussgewinn kann dagegen vom Le-
bensversicherer in schlechten Zeiten wie-
der gestrichen werden. Deshalb werden
die Schlussgewinne von den Aufsichtsbe-
hörden als Solvenzkapital und Risikopuf-
fer akzeptiert. Hauptgrund für die Um-
schichtung von der laufenden Verzin-
sung zum Schlussgewinn seien die bevor-
stehenden neuen Aufsichtsregeln (Sol-
vency II). Durch sie würden die Eigenmit-
telanforderungen an die klassischen Al-
tersvorsorgeprodukte deutlich steigen.

jja. FRANKFURT, 16. Dezember. Ein
Steuerberater kann zu Schadensersatz
verpflichtet sein, wenn das Finanzamt
gegen seinen Mandanten eine zu hohe
Geldbuße verhängt hat. Das ergibt sich
aus einem jetzt veröffentlichten Urteil
des Kammergerichts Berlin. Dazu muss
der Steuerpflichtige allerdings konkret
belegen können, in welcher Höhe die
Strafe ausgefallen wäre, wenn der Bera-
ter entlastende Umstände vorgebracht
hätte. Daran scheiterte im konkreten
Streitfall die Klage eines Arztes, der
beim Fiskus fahrlässig zu geringe Einnah-
men aus seiner Praxis angegeben hatte.
Die Berliner Richter wiesen darauf hin,
dass es nicht auf ihre eigene Ansicht dar-
über ankomme, wie hoch die Sanktion
hätte festgesetzt werden müssen. Dies sei
vielmehr eine Ermessensentscheidung
der Finanzverwaltung, wenn sie ein Steu-
erstrafverfahren einstelle. Eine Schät-
zung der angemessenen Höhe einer Geld-
auflage komme nach der Zivilprozessord-
nung nicht in Betracht. Vielmehr müsse
der Kläger beispielsweise entsprechende
Leitlinien der Finanzämter vorlegen kön-
nen, die sich auf die von ihm geltend ge-
machten entlastenden Umstände bezö-
gen (Az.: 27 U 112/07).

FRANKFURT, 16. Dezember (Bloom-
berg). Der amerikanische Versicherer
American International Group hat Hypo-
thekenpapiere im Nominalwert von 39,3
Milliarden Dollar an eine größtenteils von
der Fed New York finanzierte Fazilität ver-
kauft. Für die Papiere erhält AIG von der
Notenbank 19,8 Milliarden Dollar. Die
Vereinigten Staaten kaufen derartige Pa-
piere auf, um die Verluste bei Unterneh-
men zu begrenzen, die mit AIG Geschäfte
gemacht haben. Die Fed hat schon 152,5
Milliarden Dollar aufgewendet, um AIG
vor der Insolvenz zu retten. Als Gegenleis-
tung erhielt der Staat eine Beteiligung von
80 Prozent an dem Versicherer. „Die Grün-
dung und der Start der Finanzierungsge-
sellschaft werden die mit dem Wertpapier-
leihe-Programm von AIG verbundenen Li-
quiditätsprobleme beseitigen“, sagte der
Vorstandsvorsitzende Edward Liddy. Das
Wertpapierleihe-Programm sei beendet
worden, erklärte er. Die Finanzierungsge-
sellschaft der Fed kann einen Großteil der
Profite einstecken, wenn es ihr gelingt,
Vermögenswerte über dem Ankaufspreis
zu verkaufen. Die neue Fazilität löst eine
37,8 Milliarden Dollar schwere Fazilität
ab, die die Fed. am 8. Oktober angekün-
digt hatte, damit AIG seinen Sicherheits-
anforderungen nachkommen kann.

Die Opec tagt

1000 Milliarden Dollar sind dahin
Banken haben nahezu eine Billion abgeschrieben

Das Bausparen erlebt eine Renaissance

Prämie für den Hausbau: Neuer Wohnraum in Frankfurt Foto Dieter Rüchel

Peking auf Konfrontationskurs

Aktienkauf kann selbst für Pessimisten sinnvoll sein
Vor Jahresende gekaufte Titel von Abgeltungsteuer befreit / Das kann sich auch bei weiter fallenden Kursen lohnen

Debeka senkt die
Überschussbeteiligung

Steuerberater muss
notfalls Geldbuße tragen

Versicherer AIG verkauft
Hypotheken an die Fed
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Dax

DAX30 4654,82 4729,91
M-Dax 5267,13 5312,37
Tec-Dax 453,54 460,95
Euro Stoxx 50 2407,47 2450,36
Dow Jones 8564,53 8924,14
Nasdaq Index 1508,34 1589,89
Bund-Future 122,61 124,14
Bobl-Future 114,69 115,49
Tagesgeld Frankfurt 2,20 % 2,08 %
3-Monats Euribor 3,282 % 3,204 %
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15.12. 16.12.
Bundesanl.-Rendite 10 J. 3,21 % 3,14 %
F.A.Z.-Renten-Rend. 10 J. 3,62 % 3,55 %
US-Staatsanl.-Rend. 10 J. 2,52 % 2,31 % *
Gold-Unze (London $) 826,00 838,25
Rohöl (London $/Barrel) 47,32 47,14**
1 Euro in Dollar 1,3510 1,3690
1 Euro in Pfund 0,8994 0,8936
1 Euro in Schw. Franken 1,5789 1,5814
1 Euro in Yen 122,42 123,20

*) Ortszeit 16.00 Uhr, **) Ortszeit 22.00 Uhr

Bausparen in Deutschland

F.A.Z.-Grafik Dobratz/NiebelQuelle: VPB /1) Nur private Bausparkassen.
1997 98 99 00 01 02 03 04 05 06 07

Eingelöste Neuabschlüsse der Bausparkassen 
(Bausummen) 

90,4

19

9,5

3,5

18,7

55,6 Mrd.
Euro17,7

8,1

3,4

2,4

6,0

106,5

73,6
80,3

0

20

40

60

80

In Milliarden Euro

Regionale Gliederung des Neugeschäfts
Anteile (2007) in Prozent1)

Bayern

Nordrhein-
Westfalen

Baden-
Württemb.

Nieder-
sachsen

Hessen

Rheinland-Pfalz

Sachsen

Schleswig-Holstein

Bremen

Hamburg

Saarland

Mecklenb.-
Vorp.

Berlin

Sachsen-
Anhalt

Brandenb.

Thüringen

notebook
Hervorheben

notebook
Hervorheben


